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Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ekin Deligöz, Anna Lührmann, Grietje
Bettin, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
– Drucksache 16/4742 –

Auswirkungen von rückläufigen Geburtenzahlen auf das Aufkommen staatlicher
Familienleistungen

Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Im Zuge der jüngsten politischen Diskussionen über den Ausbau der Kinder-
tagesbetreuung für unter Dreijährige sind Auseinandersetzungen besonders um
die Finanzierung eines Ausbaus über die Bestimmungen des Tagesbetreuungs-
ausbaugesetzes (TAG) hinaus entbrannt. Neben der Frage, ob der Bund für
einen möglichen, weitergehenden Ausbau finanzielle Verantwortung über-
nehmen soll, bleibt bislang seitens der Bundesregierung sowie der Regierungs-
fraktionen von CDU, CSU und SPD völlig ungeklärt, woher die benötigten
Mittel stammen sollen. Übereinstimmende Erklärungen sind lediglich darüber
zu vernehmen, dass Einsparungen der öffentlichen Haushalte im Bereich der
Familienleistungen, die aus rückläufigen Geburtenquoten entstehen, in den
Ausbau der Kindertagesbetreuung fließen oder zumindest im Bereich der Fa-
milienförderung verbleiben sollen. Seitens der Fraktion der CDU/CSU wurde
öffentlich geäußert, besagte Einsparungen lägen bei jährlich 3,6 Mrd. Euro.

Vo r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g

Die Jugend- und Familienministerinnen und -minister des Bundes und der Län-
der sowie Vertreterinnen und Vertreter der kommunalen Spitzenverbände haben
sich anlässlich eines gemeinsamen Gespräches am 2. April 2007 darauf verstän-
digt, dass es künftig mindestens für jedes dritte Kleinkind unter drei Jahren ein
ganztägiges Betreuungsangebot geben soll.

Bund, Länder und Kommunen haben sich dabei auf eine gemeinsame Daten-
grundlage bei der Ermittlung des Betreuungsbedarfs geeinigt. Im Jahr 2013 solle
es 750 000 Kinderbetreuungsplätze für unter Dreijährige geben. Zudem hat man
sich darauf verständigt, das mit dem am 1. Januar 2005 in Kraft getretenen Ge-
setz zum Ausbau der Kindertagesbetreuung TAG vereinbarte Ziel, bis zum Jahr
2010 die Zahl der Betreuungsplätze für unter Dreijährige vor allem im West-
deutschland um 230 000 Plätze zu erhöhen, bereits ein Jahr früher zu erreichen.
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1. Wie prognostiziert die Bundesregierung die Entwicklung der Geburtenraten
für die kommenden Jahre?

In den Bevölkerungsvorausberechnungen des Statistischen Bundesamtes wer-
den Annahmen über die zukünftige Geburtenhäufigkeit anhand des Niveaus der
zusammengefassten Geburtenziffer getroffen. Ausgangspunkt ist ein Niveau
von durchschnittlich ca. 1,4 Kindern je Frau, wie es in der Bundesrepublik
Deutschland mit geringfügigen Schwankungen seit Mitte der 1970er Jahre
nahezu unverändert zu beobachten ist. Gegenwärtig liegt die Geburtenrate in
Deutschland mit einem Wert von 1,31 unter dem Durchschnitt von 1,4.

Im Jahr 2005 wurden rund 686 000 Kinder lebend geboren. Bei gleich bleiben-
der Kinderzahl je Frau ist nach der 11. koordinierten Bevölkerungsvoraus-
berechnung des Statistischen Bundesamtes bei einem Wanderungssaldo von
100 000 bis 2012 ein Rückgang der Geburtenzahlen um etwa 34 000 auf rund
652 000 zu erwarten (siehe Tabelle).

Daneben hat das Statistische Bundesamt in der 11. koordinierten Bevölkerungs-
vorausberechnung auch Varianten mit einer steigenden und einer fallenden zu-
sammengefassten Geburtenziffer berechnet. Bei einem allmählichen Anstieg
der Kinderzahl je Frau auf 1,6 im Jahr 2025 würde die Zahl der Geburten zu-
nächst etwas zurückgehen und 2012 wieder etwa so hoch sein wie 2005. Würde
die durchschnittliche Kinderzahl je Frau hingegen auf 1,2 im Jahr 2050 sinken,
wären in fünf Jahren knapp 50 000 weniger Geburten als 2005 zu erwarten.

Unter der Annahme eines Wanderungssaldos von jährlich 200 000 Personen
wären die Geburtenzahlen im Jahr 2012 jeweils um rund 6000 höher.

Lebendgeborene 2006 bis 2012 (in 1 000)
Ergebnisse der 11. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung

(bei einem jährlichem Wanderungssaldo von 100 000)

2. Mit welchen potentiellen Minderausgaben und steuerlichen Mehreinnah-
men im Bereich der staatlichen Familienleistungen rechnet die Bundesre-
gierung in den zukünftigen Haushalten durch rückläufige Geburtenquoten
insbesondere bei

a) den Kinderfreibeträgen und dem Kindergeld,

b) dem Elterngeld,

c) der steuerlichen Absetzbarkeit von Betreuungskosten,

d) dem Unterhaltsvorschuss,

e) den Beiträgen des Bundes für Kindererziehungszeiten an die Gesetz-
liche Rentenversicherung sowie der Kinderkomponente in der Riester-
rente,

Jahr
Kinderzahl je Frau

(1,4 Kinder)

Leicht ansteigende
Kinderzahl je Frau

(auf 1,6 Kinder
im Jahr 2025)

Leicht fallende
Kinderzahl je Frau

(auf 1,2 Kinder
im Jahr 2050)

2006 670 670 670

2007 663 669 661

2008 658 670 654

2009 655 672 649

2010 653 676 645

2011 652 680 641

2012 652 685 638
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f) den Leistungen für Kinder im SGB II und XII und

g) dem steuerfinanzierten Teil zur Finanzierung der beitragsfreien Mitver-
sicherung von Kindern in der Krankenversicherung?

Zu Frage 2a (Kinderfreibeträge und Kindergeld)

Bisher hat der Geburtenrückgang zu keinem merkbaren Rückgang der Kinder-
geldleistungen geführt. Nach den vorliegenden Erkenntnissen, die aber noch
einer vertieften Prüfung bedürfen, sind die Kindergeldausgaben deshalb ins-
gesamt nicht zurückgegangen, weil die Anzahl der Kindergeldbezieher in der
Altersgruppe der über 18-Jährigen zugenommen hat. Über die Ursachen können
derzeit keine genauen Angaben gemacht werden.

Zu Frage 2b (Elterngeld)

Das Elterngeld ist zum 1. Januar 2007 eingeführt worden. Die Kosten werden
neben der Zahl der Geburten, im Wesentlichen von der Einkommensentwick-
lung des berechtigten Personenkreises, dem Erwerbsverhalten der Berechtigten
im Bezugszeitraum sowie von der Inanspruchnahme der Leistung durch Mütter
und Väter beeinflusst. Für eine aussagekräftige Prognose der Haushaltsausga-
ben für das Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz über der Kostenprognose
des verabschiedeten Gesetzentwurfs hinaus müssen nunmehr Vollzugserfahrun-
gen abgewartet werden.

Zu Frage 2c (steuerliche Absetzbarkeit von Betreuungskosten)

Derzeit gibt es keine gesicherte Grundlage für die Kalkulation demografisch be-
dingter potentieller Minderausgaben in Bezug auf die steuerliche Absetzbarkeit
von Betreuungskosten. Die steuerlichen Mindereinnahmen aus der Absetzbar-
keit von Betreuungskosten hängen zudem in hohem Maße von der Entwicklung
der Elternbeiträge für Betreuungsangebote sowie von der Inanspruchnahme die-
ser Betreuungsangebote ab.

Zu Frage 2d (Unterhaltsvorschuss)

Die Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz sind aufgrund der An-
spruchsvoraussetzungen nur sehr eingeschränkt von der Entwicklung der Ge-
burten- und Kinderzahlen abhängig. So kommt es unter anderem auf die Zahl
der Alleinerziehenden und ihrer Kinder oder auf die Bereitschaft und die Leis-
tungsfähigkeit Unterhaltspflichtiger, ihrer Unterhaltspflicht nachzukommen, an.
Letzteres wiederum ist geprägt durch die wirtschaftlichen Lebensverhältnisse
geschiedener und getrennter Eltern.

Zu Frage 2e (Beiträge des Bundes für Kindererziehungszeiten an die Gesetz-
licher Rentenversicherung sowie Kinderkomponente in der Riesterrente)

Die Ausgaben des Bundes für Beiträge für Kindererziehungszeiten betragen im
Jahr 2007 rd. 11,5 Mrd. Euro. Diese werden gemäß § 177 Abs. 2 Satz 2 SGB VI
u. a. mit der zeitversetzten Entwicklung der Anzahl der unter dreijährigen
Kinder fortgeschrieben. Aufgrund dieses Berechnungselementes ergeben sich
isoliert betrachtet rechnerische Minderausgaben bei den Beiträgen für Kinder-
erziehungszeiten gemäß nachstehender Tabelle.

Weitere Berechnungselemente für die Bestimmung der Ausgaben des Bundes
für Kinderziehungszeiten sind die Entwicklung der Bruttolohn- und -gehalts-
summe je durchschnittlich beschäftigten Arbeitnehmer sowie die Entwicklung

Jahr 2008 2009 2010 2011

Differenz in Mrd. Euro 0,2 0,4 0,7 0,8
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des Beitragssatzes zur Gesetzlichen Rentenversicherung. Beide Berechnungs-
elemente können die dargelegten Effekte überlagern, kompensieren oder ver-
stärken.

Hinsichtlich der Kinderkomponente in der Riesterrente gibt es derzeit keine ge-
sicherte Grundlage für die Kalkulation demografisch bedingter potentieller Min-
derausgaben.

Zu Frage 2f (Leistungen für Kinder im SGB II und XII)

Sofern mit der Frage Leistungen für Kinder unter 15 Jahren angesprochen sind,
handelt es sich im Bereich des SGB II im Wesentlichen um Regelleistungen
nach § 28 SGB II (Sozialgeld). Im November 2006 betrugen die Ausgaben
für Sozialgeld (einschließlich Mehrbedarfe nach § 21 SGB II) monatlich
rd. 55,9 Mio. Euro. Davon entfielen schätzungsweise rd. 53,9 Mio. Euro auf
Personen unter 15 Jahren.

Die Aufwendungen für Regelleistungen nach § 28 SGB II sind nur sehr einge-
schränkt von demografischen Entwicklungen abhängig. So werden mögliche
demografische Effekte durch eine Reihe anderer Faktoren überlagert. Dabei
spielen die wirtschaftliche Entwicklung, die Entwicklung des Arbeitsmarktes
sowie die Umsetzung anderer politischer Maßnahmen eine wichtige Rolle. So ist
bei Umsetzung der Ausbauziele für die Betreuungsangebote für unter Dreijäh-
rige mit Einsparungen zu rechnen, die sich daraus ergeben, dass zahlreiche Al-
leinerziehende dann eine Erwerbstätigkeit aufnehmen oder ausweiten können.

Zu Frage 2g (steuerfinanzierter Teil zur Finanzierung der beitragsfreien Mitver-
sicherung von Kindern in der Krankenversicherung)

Der Zuschuss des Bundes zur gesetzlichen Krankenversicherung wird ganz all-
gemein zur pauschalen Abgeltung von Aufwendungen der gesetzlichen Kran-
kenkassen für versicherungsfremde Leistungen bzw. die Wahrnehmung gesamt-
gesellschaftlicher Aufgaben geleistet; es wird nicht gezielt die beitragsfreie Mit-
versicherung von Kindern abgegolten. Der Bundeszuschuss beträgt für die Jahre
2007 und 2008 jeweils 2,5 Mrd. Euro und wird sich in den Folgejahren um jähr-
lich 1,5 Mrd. Euro bis zu einer jährlichen Gesamtsumme von 14 Mrd. Euro er-
höhen. Der Bundeszuschuss in seiner derzeitigen und zukünftigen Höhe deckt
nur einen Teil der Aufwendungen für gesamtgesellschaftliche Aufgaben ab,
wobei den einzelnen Ausgabenposten kein bestimmter Anteil zugeordnet ist.
Rückläufige Geburtenquoten haben auf seine Höhe keinen Einfluss.

3. Liegen der Bundesregierung Zahlen der Länder und Kommunen bez. der
potentiellen Minderausgaben und steuerlichen Mehreinnahmen im Bereich
der staatlichen Familienleistungen vor, und wenn ja, wie schlüsseln sich
diese auf?

Der Bundesregierung liegen keine Zahlen der Länder und Kommunen bzgl.
potentieller Minderausgaben als Folge rückläufiger Geburtenzahlen vor. Gleich-
wohl dürften auf Länder- und kommunaler Ebene dadurch zunächst gewisse
finanzielle Spielräume entstehen. Die Bundesregierung erwartet von Ländern
und Kommunen, dass diese aus dem Rückgang der Kindergartenkinder resul-
tierenden, demografisch bedingten Einsparungen für den Ausbau der Tages-
betreuung für Kinder unter drei Jahren und andere Betreuungsformen eingesetzt
werden.


